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B E S C H L U S S

des Bewertungsausschusses nach § 87 Abs. 1 Satz 1 SGB V
in seiner 511. Sitzung am 11. August 2020

Teil A

zur Änderung des Einheitlichen Bewertungsmaßstabes (EBM)

mit Wirkung zum 1. Oktober 2020

Änderung der Bewertungen der Gebührenordnungspositionen 13691 und
13692 im Abschnitt 13.3.8

Gebührenordnungs-
position
des EBM

Bewertung bis
30.09.2020
in Punkten

Bewertung
ab 01.10.2020

in Punkten
13691 246 248

13692 244 246
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TEIL B

zu Empfehlungen gemäß § 87a Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 SGB V bzw.
§ 87a Abs. 5 Satz 7 i. V. m. § 87a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB V im

Zusammenhang mit der Bewertungsanpassung der
Gebührenordnungspositionen 13691 und 13692 im

Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM)

mit Wirkung zum 1. Oktober 2020

Der Bewertungsausschuss gibt im Zusammenhang mit der Bewertungsanpassung der
Gebührenordnungspositionen 13691 und 13692 im Einheitlichen Bewertungsmaßstab
(EBM) zum 1. Oktober 2020 folgende Empfehlung gemäß § 87a Abs. 5 Satz 1 Nr. 3
SGB V bzw. § 87a Abs. 5 Satz 7 i. V. m. § 87a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB V ab:

1. Die Finanzierung des Mehrbedarfs durch die Bewertungserhöhung der
Gebührenordnungspositionen 13691 und 13692 erfolgt innerhalb der
morbiditätsbedingten Gesamtvergütungen.

2. Die morbiditätsbedingte Gesamtvergütung wird um den erwarteten Mehrbedarf für
die Gebührenordnungspositionen 13691 und 13692 einschließlich Suffices wie
folgt erhöht: Der Erhöhungsbetrag ergibt sich für die Quartale 4/2020 bis 3/2021
durch Multiplikation des jeweiligen Differenzbetrags der alten und neuen
Bewertung der Gebührenordnungspositionen 13691 und 13692 mit der Häufigkeit
der entsprechenden Gebührenordnungspositionen im Jahr 2019. Die Finanzmittel
werden am Ende der Feststellung des basiswirksam vereinbarten, bereinigten
Behandlungsbedarfs im Vorjahresquartal gemäß Nr. 2.2.1.1 des Beschlusses des
Bewertungsausschusses in seiner 383. Sitzung am 21. September 2016, geändert
durch den Beschluss des Bewertungsausschusses in seiner 451. Sitzung am
17. September 2019 oder entsprechender Folgebeschlüsse, zu Vorgaben für ein
Verfahren zur Ermittlung der Aufsatzwerte und der Anteile der einzelnen
Krankenkassen, hinzugefügt.


